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Datum -

Auf die Berufung der Beklagten wird das Urteil des Sozialgerichts Potsdam vom 17.
Juli 2001 geÃ¤ndert. Soweit das Sozialgericht die Beklagte verurteilt hat, das
Unfallereignis vom 24. Mai 1998 als Arbeitsunfall anzuerkennen, wird das Urteil
aufgehoben. Insoweit wird die Klage abgewiesen. Im Ã�brigen wird die Berufung
zurÃ¼ckgewiesen. Die Beklagte hat dem KlÃ¤ger auch die auÃ�ergerichtlichen
Kosten des Berufungsverfahrens zu erstatten. Die Revision wird nicht zugelassen.

Tatbestand:

Im Streit ist die Beurteilung eines Ereignisses vom 24. Mai 1998 als Arbeitsunfall
und die Zahlung von Verletztengeld fÃ¼r die Zeit vom 25. Mai 1998 bis 16. August
1998.

Der am â�¦ 1941 geborene KlÃ¤ger beteiligte sich am Sonntag, den 24. Mai 1998 an
einem vom Amt K. und dem Bezirksamt B.-S. organisierten FuÃ�ballspiel, an dem
Mitarbeiter/Bedienstete der Ã�mter und der Stadtverordnetenversammlungen
teilgenommen hatten. Die Stadt K. ist eine amtsangehÃ¶rige Gemeinde des Amtes
K â�¦ Der KlÃ¤ger war Kreistagsabgeordneter, Vorsitzender des Amtsausschusses
K., Stadtverordneter der Stadt K. (Stellvertretender BÃ¼rgermeister). WÃ¤hrend
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des FuÃ�ballspiels verletzte sich der KlÃ¤ger beim Loslaufen die linke Achillessehne.
Im Krankenhaus S. wurde er in der Zeit vom 24. Mai 1998 bis 02. Juni 1998
stationÃ¤r behandelt mit der Diagnose "traumatische Achillessehnenruptur links".

Es handelte sich um ein FuÃ�ballfreundschaftsspiel, dessen Einnahmen dem Kinder-
und MÃ¼tterheim K., einer kommunalen Einrichtung, zugute kamen. Teilnehmende
Mannschaften waren auf der einen Seite Mitarbeiter aus dem Bezirksamt S. und der
Bezirksverordnetenversammlung und auf Seiten der Stadt K. Vertreter der
Stadtverordnetenversammlung, der Amtsverwaltung und kommunaler
Einrichtungen. Das Spiel begann um 10. 00 Uhr. Die Spielzeit betrug zweimal 30
Minuten. Es handelte sich um eine "RÃ¼ckrunde", nachdem bereits im Jahr 1997
anlÃ¤sslich einer 800-Jahr-Feier der Stadt K. ein FuÃ�ballspiel stattgefunden hatte,
deren Einnahmen einer kommunalen Einrichtung, dem Kinder- und
Jugendwohnheim K. zur VerfÃ¼gung gestellt worden waren. In verschiedenen
Presseorganen wurde das FuÃ�ballspiel angekÃ¼ndigt.

Beruflich ist der KlÃ¤ger als Angestellter eines Abwasser-Zweckverbandes tÃ¤tig.

Die Beklagte lehnte durch Bescheid vom 26. Januar 1999 eine EntschÃ¤digung fÃ¼r
das Ereignis vom 24. Mai 1998 ab. Das Ereignis stelle keinen
entschÃ¤digungspflichtigen Arbeitsunfall dar. Der KlÃ¤ger sei zwar fÃ¼r eine
KÃ¶rperschaft (Amt K.) tÃ¤tig geworden, jedoch habe es sich hierbei nicht um eine
ehrenamtliche TÃ¤tigkeit fÃ¼r diese Institution gehandelt. Die Art der
Veranstaltung weise lediglich einen losen Zusammenhang zur ehrenamtlichen
TÃ¤tigkeit auf. Durch sein alleiniges Mitwirken am FuÃ�ballspiel werde weder die
Gemeinde rechtlich vertreten noch in irgendeiner Weise gesellschaftlich
maÃ�geblich reprÃ¤sentiert.

Durch Widerspruchsbescheid vom 21. Oktober 1999 wurde der Widerspruch des
KlÃ¤gers zurÃ¼ckgewiesen.

Mit der am 17. November 1999 beim Sozialgericht (SG) Potsdam eingegangenen
Klage hat der KlÃ¤ger die Rechtsauffassung vertreten, er habe am 24. Mai 1998
einen Arbeitsunfall bei dem FuÃ�ballspiel erlitten. Insbesondere wurde vorgetragen,
die Teilnahme an dem FuÃ�ballspiel durch den KlÃ¤ger habe im Wesentlichen der
FÃ¶rderung der gesundheitlichen und sozialen Betreuung im Bereich der Stadt K.
gedient. Gerade die DurchfÃ¼hrung des FuÃ�ballspiels und die Teilnahme
prominenter Vertreter hieran habe auf breite Kreise des Publikums die Wirkung
gehabt, als Zuschauer zu erscheinen, um dieser ungewÃ¶hnlichen und nicht
alltÃ¤glichen Begegnung beizuwohnen. Die DurchfÃ¼hrung des Spiels selbst sei
daher der Sache dienlich gewesen. Der KlÃ¤ger sei kein ProfifuÃ�ballspieler, kein
Mitglied eines FuÃ�ballvereins, er habe allein aus den sich ergebenden
Verpflichtungen aus seiner ehrenamtlichen TÃ¤tigkeit am Spiel teilgenommen.
Abzustellen sei hier im Wesentlichen auf den subjektiven Standpunkt des KlÃ¤gers,
da nach der Rechtsprechung des Bundessozialgerichts ausreichend sei, dass der
KlÃ¤ger von seinem Standpunkt aus der Auffassung sein konnte, dass die TÃ¤tigkeit
geeignet sei, den Interessen des Unternehmens zu dienen.
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Der ProzessbevollmÃ¤chtigte des KlÃ¤gers hat erstinstanzlich beantragt,

die Beklagte unter Aufhebung des Bescheides vom 26. Januar 1999 in der Gestalt
des Widerspruchsbescheides vom 21. Oktober 1999 zu verurteilen, das
Unfallereignis vom 24. Mai 1998 anzuerkennen und dafÃ¼r, fÃ¼r die Zeit vom 25.
Mai 1998 bis 16. August 1998 Verletztengeld zu gewÃ¤hren.

Der BevollmÃ¤chtigte der Beklagten hat erstinstanzlich beantragt,

die Klage abzuweisen.

Die Beklagte verteidigte ihre Entscheidungen unter Bezugnahme auf ein Urteil des
LSG Rheinland-Pfalz vom 23. September 1987 â�� L 3 U 75/86.

Das SG hat Beweis erhoben durch Einholung eines schriftlichen Gutachtens des
Chefarztes der Klinik fÃ¼r OrthopÃ¤die des Klinikums B. Dr. E., das dieser am 23.
Februar 2001 erstellt hat. Nach seiner Beurteilung erlitt der KlÃ¤ger am Ereignistag
einen Achillessehnenriss am linken Bein wÃ¤hrend des FuÃ�ballspiels.
Unfallbedingte ArbeitsunfÃ¤higkeit habe vom 25. Mai 1998 bis 09. August 1998
bestanden.

Mit dem am 17. Juli 2001 verkÃ¼ndeten Urteil hat das SG die Beklagte unter
Aufhebung des Bescheides vom 26. Januar 1999 in der Gestalt des
Widerspruchsbescheides vom 21. Oktober 1999 verurteilt, das Unfallereignis vom
24. Mai 1998 als Arbeitsunfall anzuerkennen und dafÃ¼r fÃ¼r die Zeit vom 25. Mai
1998 bis 16. August 1998 Verletztengeld zu gewÃ¤hren. Das SG vertrat die
Auffassung, der KlÃ¤ger sei zum Unfallzeitpunkt als ehrenamtlicher Abgeordneter
der Stadtverordnetenversammlung K. nach Â§ 2 Abs. 1 Ziffer 10 Siebtes Buch
Sozialgesetzbuch (SGB VII) gegen Arbeitsunfall versichert gewesen. Er habe
wÃ¤hrend der Teilnahme am FuÃ�ballspiel unter Versicherungsschutz gestanden,
denn dieser bestehe fÃ¼r alle TÃ¤tigkeiten in AusÃ¼bung des Ehrenamtes. Das
FuÃ�ballspiel habe im inneren Zusammenhang mit der ehrenamtlichen TÃ¤tigkeit
gestanden. Nach der Rechtsprechung des Bundessozialgerichts komme es darauf
an, dass die Verrichtung, bei der sich der Unfall ereignet habe, dazu bestimmt
gewesen sei, den Zwecken des Unternehmens zu dienen. MaÃ�gebend sei dabei die
sich erkennbar ergebende Handlungstendenz. Ausreichend sei, dass der Versicherte
von seinem Standpunkt aus der Auffassung sein konnte, dass die TÃ¤tigkeit
geeignet gewesen sei, den Interessen des Unternehmens zu dienen. Der KlÃ¤ger
habe davon ausgehen kÃ¶nnen, dass die Teilnahme am FuÃ�ballspiel geeignet
gewesen sei, den Interessen der Stadtverordnetenversammlung K. und auch der
Stadt zu dienen.

Im Ã�brigen bezog sich das Gericht auf das Gutachten von Dr. E.

Gegen das der Beklagten am 06. August 2001 zugestellte Urteil richtet sich die am
30. August 2001 beim Landessozialgericht (LSG) eingegangene Berufung der
Beklagten. Zur BegrÃ¼ndung verwies sie insbesondere darauf, dass bei der
maÃ�geblichen Betonung der Handlungstendenz des ehrenamtlichen
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MandatstrÃ¤gers herauszustellen sei, dass eine dem Unternehmen Gemeinde
dienliche TÃ¤tigkeit nach Auffassung des LSG fÃ¼r das Land Rheinland-Pfalz
gemÃ¤Ã� Urteil vom 23. September 1987 (L 3 U 75/86) dann ausgeschlossen sei,
sobald der MandatstrÃ¤ger in die Rolle des FuÃ�ballspielers geschlÃ¼pft sei. Auch
unter Zugrundelegung des in der Entscheidung des Bundessozialgerichts vom 23.
MÃ¤rz 1999 (B 2 U 15/98 R) aufgefÃ¼hrten weiten Bestimmungsrechts des
Ehrenamtlichen sei fÃ¼r die konkreten UmstÃ¤nde des RÃ¼ckspiels am 24. Mai
1998 nicht hinreichend und Ã¼berzeugend eine in den objektiven UmstÃ¤nden sich
wiederspiegelnde Handlungstendenz Ã¼berwiegend bezogen auf die
"Akquisierung" von Geldmitteln fÃ¼r die gemeindliche Einrichtung erkennbar.
Zudem sei eine Auseinandersetzung mit dem Gutachten von Dr. E. nicht erfolgt, so
dass auch aus medizinischer Sicht ein Versicherungsfall mangels
haftungsbegrÃ¼ndender KausalitÃ¤t zu verneinen sei.

Der BevollmÃ¤chtigte der Beklagten beantragt,

das Urteil des Sozialgerichts Potsdam vom 17. Juli 2001 zu Ã¤ndern und die Klage
abzuweisen.

Der ProzessbevollmÃ¤chtigte des KlÃ¤gers beantragt,

die Berufung zurÃ¼ckzuweisen.

Insbesondere hat der KlÃ¤ger vorgetragen, er sei zum Unfallzeitpunkt als
ehrenamtlicher Abgeordneter der Stadtverordnetenversammlung tÃ¤tig gewesen
und in AusÃ¼bung dieses Ehrenamtes gegen einen Arbeitsunfall versichert
gewesen. Unzutreffenderweise gehe die Beklagte davon aus, dass die dem
Unternehmen Gemeinde dienliche TÃ¤tigkeit ende, sobald der KlÃ¤ger in die Rolle
des FuÃ�ballspielers geschlÃ¼pft sei.

Im Berufungsverfahren wurden Krankenunterlagen behandelnder Ã�rzte eingeholt.
Der Facharzt fÃ¼r Chirurgie und Sozialmedizin Dr. B. erstattete im
Berufungsverfahren am 05. August 2002 ein Gutachten nach Aktenlage. Er gelangte
zu der Beurteilung, dass der KlÃ¤ger am 24. Mai 1998 eine traumatische
Achillessehnenruptur erlitten habe und seine ArbeitsunfÃ¤higkeit vom 25. Mai 1998
bis 16. August 1998 nachweislich und mit an Sicherheit grenzender
Wahrscheinlichkeit ursÃ¤chlich auf seine Beteiligung am FuÃ�ballspiel als alleinige
Ursache zurÃ¼ckzufÃ¼hren sei.

Wegen der weiteren Einzelheiten des Sachverhalts und des Vorbringens der
Beteiligten im Ã�brigen wird Bezug genommen auf die vorliegenden Gerichts- und
Verwaltungsakten, die vorgelegen haben und Gegenstand der mÃ¼ndlichen
Verhandlung waren.

EntscheidungsgrÃ¼nde:

Die Berufung ist zulÃ¤ssig und im Ã�brigen statthaft. Soweit die Klage auf eine
Geldleistung gerichtet ist, ist der Betrag von 500 Euro Ã¼berschritten, Â§ 144 I
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Sozialgerichtsgesetz, SGG.

Eine Zulassung der Berufung ist im angefochtenen Urteil entgegen der Auffassung
der Beklagen allerdings nicht erfolgt. Der Satz in den EntscheidungsgrÃ¼nden "Die
ZulÃ¤ssigkeit der Berufung folgt aus Â§Â§ 143, 144 SGG" stellt keinen eindeutigen
Ausspruch einer Zulassung dar.

Die Berufung der Beklagten ist jedoch im Wesentlichen unbegrÃ¼ndet. Das Urteil
ist lediglich insoweit abzuÃ¤ndern, als das SG die Beklagte verurteilt hat, das
Unfallereignis als Arbeitsunfall anzuerkennen. Das SG geht insoweit zu Unrecht von
einem gesonderten Feststellungsinteresse des KlÃ¤gers aus. Eine Feststellung
dieser Art wird vom Leistungsanspruch nach den gesetzlichen Voraussetzungen
mitumfasst, ohne dass ihr eine selbstÃ¤ndige Bedeutung zukommt.

Die angefochtenen Bescheide waren aufzuheben. Sie sind rechtswidrig und
verletzen den KlÃ¤ger in seinen Rechten. Er hat Anspruch auf Verletztengeld fÃ¼r
die Zeit vom 25. Mai 1998 bis 16. August 1998. Verletztengeld wird erbracht, wenn
Versicherte infolge des Versicherungsfalls arbeitsunfÃ¤hig sind oder wegen einer
MaÃ�nahme der Heilbehandlung eine ganztÃ¤gige ErwerbstÃ¤tigkeit nicht
ausÃ¼ben kÃ¶nnen und unmittelbar vor Beginn der ArbeitsunfÃ¤higkeit oder der
Heilbehandlung Anspruch auf Arbeitsentgelt, Arbeitseinkommen, Krankengeld,
Verletztengeld â�¦ hatten, Â§ 45 Siebtes Buch Sozialgesetzbuch, SGB VII. Diese
Voraussetzungen sind erfÃ¼llt. Der KlÃ¤ger war infolge des Versicherungsfalls
arbeitsunfÃ¤hig fÃ¼r den hier durch das angefochtene Urteil vorgegebenen, im
Berufungsverfahren allein zur Ã�berprÃ¼fung stehenden Zeitraum. Er hatte auch
unmittelbar vor Beginn der ArbeitsunfÃ¤higkeit Anspruch auf Arbeitsentgelt aus
seiner hauptberuflichen TÃ¤tigkeit.

Auch liegt ein Versicherungsfall vor.

VersicherungsfÃ¤lle sind ArbeitsunfÃ¤lle und Berufskrankheiten, Â§ 7 Abs. 1 SGB VII
. Das streitgegenstÃ¤ndliche Ereignis ist als Arbeitsunfall zu beurteilen.
ArbeitsunfÃ¤lle sind UnfÃ¤lle von Versicherten infolge einer den
Versicherungsschutz nach Â§Â§ 2, 3 oder 6 begrÃ¼ndeten TÃ¤tigkeit (versicherte
TÃ¤tigkeit). UnfÃ¤lle sind zeitlich begrenzte, von auÃ�en auf den KÃ¶rper
einwirkende Ereignisse, die zu einem Gesundheitsschaden oder zum Tod fÃ¼hren, 
Â§ 8 Abs. 1 SGB VII.

Der KlÃ¤ger ging am 24. Mai 1998 einer den Versicherungsschutz nach Â§ 2 SGB VII
begrÃ¼ndenden TÃ¤tigkeit nach, als er sich beim FuÃ�ballspiel verletzte. Nach Â§ 2
Abs. 1 Nr. 10 SGB VII sind kraft Gesetzes versichert Personen, die fÃ¼r
KÃ¶rperschaften, Anstalten und Stiftungen des Ã¶ffentlichen Rechts oder deren
VerbÃ¤nde oder Arbeitsgemeinschaften, fÃ¼r Ã¶ffentlich-rechtliche
Religionsgemeinschaften oder fÃ¼r die in Nrn. 2 und 8 genannten Einrichtungen
ehrenamtlich tÃ¤tig sind oder an Ausbildungsveranstaltungen fÃ¼r diese TÃ¤tigkeit
teilnehmen. Da es sich um die Wahrnehmung eines Ehrenamtes handelt, muss die
TÃ¤tigkeit unentgeltlich verrichtet werden (BSGE 39, 24 ff. 29). Eine "maÃ�volle"
AufwandsentschÃ¤digung steht der Unentgeltlichkeit nicht entgegen (BSGE 39, 24
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ff., 29). Auch ein Auslagenersatz ist unschÃ¤dlich. Der KlÃ¤ger war in diesem Sinne
als Stadtverordneter im Ã¶ffentlich-rechtlichen Bereich tÃ¤tig. Der KlÃ¤ger
gehÃ¶rte als ehrenamtlicher Abgeordneter der Stadtverordnetenversammlung K. zu
dem in Â§ 2 Abs. 1 Nr. 10 SGB VII gegen Arbeitsunfall versicherten Personenkreis.

Die BÃ¼rgerschaft wird, soweit sie nicht unmittelbar handelt, durch die
Gemeindevertretung vertreten. Die Gemeindevertretung fÃ¼hrt in den StÃ¤dten
die Bezeichnung Stadtverordnetenversammlung (Â§ 32 Abs. 2 Satz 1 und 2
Gemeindeordnung fÃ¼r das Land Brandenburg (GO); die Bezeichnung der zu
WÃ¤hlenden: Gemeindevertreter bzw. Stadtverordnete in den StÃ¤dten). Anders als
Abgeordnete der Parlamente nehmen Gemeindevertreter ihr Mandat nicht
hauptberuflich wahr. Das Mandat des Gemeindevertreters ist grundsÃ¤tzlich als
Ehrenamt ausgestaltet (BVerfGE 28 S. 64, 89).

Der KlÃ¤ger war auch unentgeltlich im o. g. Sinne tÃ¤tig. Gemeindevertreter haben
Anspruch auf Ersatz ihrer Auslagen und ihres Verdienstausfalls. Sie erhalten keine
laufende EntschÃ¤digung zur Sicherstellung ihres Lebensunterhaltes. Da die
Gemeindevertreter ihr Ehrenamt nicht als Hauptberuf ausÃ¼ben, erhalten sie keine
DiÃ¤ten, sondern werden fÃ¼r die Wahrnehmung ihres Mandats entschÃ¤digt, da
ihnen fÃ¼r ihre kommunalpolitischen AktivitÃ¤ten kein finanzieller Schaden
entstehen darf. Â§ 37 Abs. 4 und 5 GO sehen die Zahlung einer
AufwandsentschÃ¤digung und den Ersatz des Verdienstausfalls und besonderer
Auslagen vor. Der Minister des Innern des Landes Brandenburg hat von der
MÃ¶glichkeit Gebrauch gemacht, durch Rechtsverordnung vom 02. Juni 1995
Regelungen Ã¼ber die Anspruchsvoraussetzungen des Verdienstausfalls und
AufwandsentschÃ¤digung sowie deren HÃ¶chstsÃ¤tze zu treffen (GVBl. II S. 680).
Die AufwandsentschÃ¤digung ist kein Arbeitsentgelt, sondern sie soll den mit dem
Amt verbundenen zeitlichen Aufwand und die sonstigen persÃ¶nlichen
Aufwendungen (insbesondere Kleidung, Verzehr, Literatur, Fahrtkosten,
FernsprechgebÃ¼hren) abgelten (Potsdamer Kommentar zur Kommunalverfassung
des Landes Brandenburg (Gemeinde- und Landkreisordnung) Band 9 S. 208).

Der KlÃ¤ger war auch im Zeitpunkt der Verletzung beim FuÃ�ballspiel gegen
Arbeitsunfall versichert nach Â§ 2 I Nr. 10 SGB VII. Der KlÃ¤ger war "fÃ¼r" die
Stadtverordnetenversammlung ehrenamtlich tÃ¤tig, als er sich beim FuÃ�ballspiel
verletzte, wie es Â§ 2 Abs. 1 Nr. 10 erfordert. Das FuÃ�ballspiel stand in einem
rechtlich wesentlichen inneren Zusammenhang mit der ehrenamtlichen TÃ¤tigkeit
des KlÃ¤gers in der Stadtverordnetenversammlung.

Zur Annahme eines Arbeitsunfalls ist in der Regel erforderlich, dass das Verhalten,
bei dem sich der Unfall ereignet hat, der versicherten TÃ¤tigkeit zuzurechnen ist
und dass diese TÃ¤tigkeit den Unfall herbeigefÃ¼hrt hat. ZunÃ¤chst muss also eine
sachliche Verbindung mit der unfallversicherungsgeschÃ¼tzten TÃ¤tigkeit
bestehen, der so genannte innere Zusammenhang, der es rechtfertigt, das
betreffende Verhalten der versicherten TÃ¤tigkeit zuzurechnen (stÃ¤ndige
Rechtsprechung des BSG, BSGE 63, 273, 274). Dieser innere Zusammenhang ist
wertend zu ermitteln, indem untersucht wird, ob die jeweilige Verrichtung innerhalb
der Grenze liegt, bis zu welcher der Versicherungsschutz in der gesetzlichen
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Unfallversicherung reicht (stÃ¤ndige Rechtsprechung BSGE 58, 76, 77).

Unter Zugrundelegung dieses MaÃ�stabs hat der KlÃ¤ger den Unfall in AusÃ¼bung
seines Amtes als ehrenamtlicher Stadtverordneter erlitten. Â§ 2 I Nr. 10 SGB VII
enthÃ¤lt keine konkrete Bezeichnung der versicherten TÃ¤tigkeit selbst. Sie spricht
nur von "fÃ¼r KÃ¶rperschaften â�¦ ehrenamtlich TÃ¤tigen". Damit setzt sie die
TÃ¤tigkeit in der Form voraus, in der sie im Einzelfall tatsÃ¤chlich oder gesetzlich
ausgestaltet ist (BSG, Urteil vom 18. MÃ¤rz 1997 â�� 2 RU 22/96 in USK 9796 zu Â§
539 I Nr. 13 RVO).

Entsprechend zieht der Senat die GO heran.

Gemeindevertreter haben die ihnen aus der Mitgliedschaft in der
Gemeindevertretung erwachsenen Pflichten zu erfÃ¼llen, haben an Sitzungen der
Gemeindevertretung und der AusschÃ¼sse, denen sie angehÃ¶ren, teilzunehmen.
NÃ¤heres regelt die Hauptsatzung (Â§ 38 Abs. 1 GO). Die Gemeindevertreter
Ã¼ben ihr Amt nach dem Gesetz und nach ihrer freien, dem Gemeinwohl
verpflichteten Ã�berzeugung aus. Sie sind an AuftrÃ¤ge nicht gebunden, Â§ 37 Abs.
1 GO.

Die Gemeindevertretung ist fÃ¼r alle Angelegenheiten der Gemeinde zustÃ¤ndig,
soweit gesetzlich nicht anderes bestimmt ist und kontrolliert die DurchfÃ¼hrung
ihrer Entscheidungen (Â§ 35 Abs. 1 GO). In dieser Vorschrift wird der Grundsatz der
AllzustÃ¤ndigkeit bekrÃ¤ftigt, wonach die Gemeindevertretung als oberstes Organ
der Gemeinde fÃ¼r alle Angelegenheiten der Gemeinde zustÃ¤ndig ist, soweit die
Gemeindeordnung in weiteren Vorschriften (siehe Â§ 63 zur ZustÃ¤ndigkeit des
BÃ¼rgermeisters und Â§ 57 zur ZustÃ¤ndigkeit des Hauptausschusses) nichts
anderes bestimmt. Nach der GO gilt kein Gewaltenteilungsprinzip im engeren Sinn.
Die Gemeindevertretung hat sowohl Recht setzende, verwaltende als auch
kontrollierende TÃ¤tigkeit (Potsdamer Kommentar, S. 188). Die
Gemeindevertretung ist im Rahmen des eigenen Wirkungskreises nicht auf einen
vorgegebenen ZustÃ¤ndigkeitskatalog beschrÃ¤nkt, sondern kann vielmehr frei
entscheiden, welche Angelegenheiten im Einzelfall bzw. in Gruppen von
Angelegenheiten sie neben den nicht Ã¼bertragbaren Entscheidungen gemÃ¤Ã� Â§
35 Abs. 2 GO auf sich ziehen kann (Potsdamer Kommentar, S. 188). Die
Gemeindevertretung soll von sich aus Einwohnerversammlungen durchfÃ¼hren, Â§
17 GO und hat ebenso andere Formen kommunaler Ã�ffentlichkeitsarbeit
durchzufÃ¼hren (Potsdamer Kommentar, S. 126).

Auch wenn der KlÃ¤ger hier nicht im Rahmen einer Sitzung der
Gemeindevertretung verletzt worden ist, so stand doch die Teilnahme an dem
FuÃ�ballspiel in einem inneren Zusammenhang mit seinen Aufgaben in der
Stadtverordnetenversammlung allein schon im Zusammenhang mit seinen
Aufgaben als Stadtverordneter im Rahmen von Ã�ffentlichkeitsarbeit und diente der
Gemeinde. Das FuÃ�ballspiel und damit auch die Teilnahme des KlÃ¤gers daran
diente der Ã�ffentlichkeitsarbeit im weiteren Sinne. Es handelte sich um ein
Benefizspiel mit dem Anliegen, Spendengelder zugunsten des K. Kinder- und
MÃ¼tterheimes einzunehmen. Bei diesem Heim handelt es sich um eine
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Ã¶ffentliche Einrichtung der Kommune. Das Spiel war in der Presse entsprechend
angekÃ¼ndigt, so am 18. Mai 1998 in der "MÃ¤rkischen Allgemeinen Zeitung"
(MAZ). In diesem Artikel war dieses FuÃ�ballspiel als "FuÃ�ballerischer
Leckerbissen" fÃ¼r einen guten Zweck zugunsten des K. MÃ¼tter- und
Kinderheimes, als RÃ¼ckspiel der Mannschaften der
Bezirksverordnetenversammlung des Bezirksamts S. und der
Stadtverordnetenversammlung der Stadt K. sowie der Amtsverwaltung K.
angekÃ¼ndigt worden. Der KlÃ¤ger war als Teilnehmer der "K. Seite" als SPD-
Fraktionsvorsitzender angekÃ¼ndigt. SÃ¤mtliche Ã¼brigen Teilnehmer waren
ebenfalls mit ihren Amtsbezeichnungen genannt. Daraus wird bereits erkennbar,
dass die Teilnehmer an diesem Spiel und somit auch der KlÃ¤ger die
Stadtverordnetenversammlung reprÃ¤sentierte. Schon in diesem Artikel wird darauf
hingewiesen, dass alle Spendengelder, auf die man hoffe, wie bereits im Jahr 1997
dem K. Kinder- und MÃ¼tterheim zugute kommen solle, und zwar "auf
ausdrÃ¼cklichen Wunsch der Bezirksverordnetenversammlung und des
Bezirksamtes S.". Allein dies werde die ohnehin erstklassige K. Elf zusÃ¤tzlich
motivieren. Bereits heute weise das Amt K. darauf hin, dass keine Vorhersage
mÃ¶glich sei, inwieweit die BeschlussfÃ¤higkeit der nÃ¤chsten
Stadtverordnetenversammlung â�� sie finde am Tage nach dem Spiel statt â��
gegeben sein werde. SÃ¤mtliche S. Rettungsdienste und KrankenhÃ¤user wÃ¼rden
in "hÃ¶chste Alarmbereitschaft" versetzt.

Damit erfolgt erkennbar eine VerknÃ¼pfung des Spiels und damit auch der
Teilnahme des KlÃ¤gers daran in seiner Eigenschaft als Stadtverordneter mit der
TÃ¤tigkeit der Stadtverordnetenversammlung im Allgemeinen und im Speziellen im
Zusammenhang mit der BeschlussfÃ¤higkeit der Stadtverordnetenversammlung am
auf das Spiel folgenden Tage.

Damit ist das Spiel eindeutig als Ã�ffentlichkeitsarbeit der
Stadtverordnetenversammlung und ihre ReprÃ¤sentation durch die Mannschaft und
so auch durch den KlÃ¤ger Ã¶ffentlich erkennbar gemacht worden.

Im Hinblick auf die Pressemitteilung durfte der KlÃ¤ger auch davon ausgehen, seine
reprÃ¤sentative Funktion und damit die Ã�ffentlichkeitswirksamkeit mit
Werbecharakter werde deutlich zum Ausdruck kommen. Schon aufgrund dieser
objektiven Gegebenheiten durfte der KlÃ¤ger davon ausgehen, seine Teilnahme am
FuÃ�ballspiel wÃ¼rde der Ã�ffentlichkeitsarbeit der Stadt K. dienlich sein.

FÃ¼r eine eigenwirtschaftliche TÃ¤tigkeit unter dem Gesichtspunkt einer Teilnahme
aus privaten GrÃ¼nden gibt es keinen Hinweis. Hingegen ist eindeutig, dass der
KlÃ¤ger ausschlieÃ�lich aus Anlass seiner ehrenamtlichen TÃ¤tigkeit als
Stadtverordneter an dem Spiel teilgenommen hat.

Es widersprÃ¤che dem Schutzzweck der Norm, den KlÃ¤ger nur deshalb hier vom
Versicherungsschutz auszunehmen, weil er "in die Rolle eines FuÃ�ballspielers
geschlÃ¼pft sei", obgleich nicht nur seine Handlungstendenz darauf gerichtet war,
mit seiner Teilnahme der Stadt K. zu dienen, sondern auch die objektiven
UmstÃ¤nde deutlich machen, dass seine Teilnahme am Spiel auch tatsÃ¤chlich
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dieser Aufgabe gedient hat, was sich bereits daraus ergibt, dass der ErlÃ¶s in
HÃ¶he von 600 DM der stÃ¤dtischen Einrichtung zugute gekommen ist. Weitere
Ã¤uÃ�ere UmstÃ¤nde, die darauf schlieÃ�en lassen kÃ¶nnten, dass die Teilnahme
des KlÃ¤gers am FuÃ�ballspiel nicht durch seine ehrenamtliche TÃ¤tigkeit motiviert
war, lassen sich den UmstÃ¤nden und auch dem Vortrag der Beklagten nicht
entnehmen.

Dahin stehen kann, ob die von der Beklagten angefÃ¼hrte Entscheidung des LSG
Rheinland-Pfalz einen mit dem vorliegenden Verfahren vergleichbaren Sachverhalt
aufweist. Jener Entscheidung lag zugrunde ein von einem Karnevalsverein
organisiertes FuÃ�ballturnier.

Selbst wenn der KlÃ¤ger zur Teilnahme an dem FuÃ�ballspiel als Stadtverordneter
nicht verpflichtet war, entfÃ¤llt deshalb der Versicherungsschutz nicht. So hat das
BSG im Urteil vom 23. MÃ¤rz 1999 â�� B 2 U 15/98 R â�� ausgefÃ¼hrt, ein
BÃ¼rger, der ehrenamtlich mehr als seine Pflicht tue, sei nicht deshalb vom
Versicherungsschutz (des Â§ 539 Abs. 1 Nr. 13 RVO) ausgeschlossen. Es komme
fÃ¼r den bei ehrenamtlich TÃ¤tigen erforderlichen inneren Zusammenhang
zwischen der zum Unfall fÃ¼hrenden Verrichtung und der versicherten TÃ¤tigkeit
darauf an, dass die Verrichtung, bei der sich der Unfall ereignete, dazu bestimmt
gewesen sei, den Zwecken des Unternehmens zu dienen. MaÃ�geblich sei dabei die
sich erkennbar ergebende Handlungstendenz. Ob eine TÃ¤tigkeit aber dem
Unternehmen zu dienen bestimmt sei, beurteile sich nicht danach, ob die TÃ¤tigkeit
dem Unternehmen objektiv tatsÃ¤chlich dienlich gewesen sei. Vielmehr sei
ausreichend, dass der Versicherte von seinem Standpunkt aus der Auffassung habe
sein kÃ¶nnen, dass die TÃ¤tigkeit geeignet sei, den Interessen des Unternehmens
zu dienen. Im zu entscheidenden Fall sei das der Fall gewesen, er habe aufgrund
der objektiv vorliegenden und objektiv nachvollziehbaren UmstÃ¤nde davon
ausgehen kÃ¶nnen, seine zum Unfall fÃ¼hrende Verrichtung werde dem
Unternehmen dienlich sein.

Der KlÃ¤ger wurde auch infolge des Versicherungsfalls fÃ¼r den vom SG
ausgeurteilten Zeitraum arbeitsunfÃ¤hig. Seine Teilnahme an diesem FuÃ�ballspiel
hat eine Achillessehnenruptur und ArbeitsunfÃ¤higkeit vom 25. Mai 1998 bis 16.
August 1998 wesentlich verursacht. Entweder erfolgte die Ruptur wÃ¤hrend des
Spiels, als der KlÃ¤ger ruckartig einem entgegenkommenden Ball entgegenlief, um
ihn abzustoppen oder er hat dabei einen Schritt zurÃ¼ck machen wollen. In jedem
Fall war dieser Hergang nicht nur geeignet, die Achillessehnenruptur zu
verursachen; nach dem Gutachten von Dr. B., dem der Senat folgt, ist auch davon
auszugehen, dass dieser Spielvorgang sogar mit an Sicherheit grenzender
Wahrscheinlichkeit wesentliche Ursache der Ruptur und der dadurch verursachten
ArbeitsunfÃ¤higkeit ist.

Die Beurteilung von Dr. B. steht in Ã�bereinstimmung mit der unfallmedizinischen
Literatur und der Aktenlage. Heute ist ganz herrschend Lehrmeinung, dass auch
eine gesunde Achillessehne reiÃ�en kÃ¶nne, so kann die angespannte Sehne durch
schnellen Antritt passiv Ã¼berdehnt werden (SchÃ¶nberger, Mehrtens,Valentin,
Arbeitsunfall und Berufskrankheit, 6. Auflage, S. 463).
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Konkurrierende Ursachen sind nicht sicher feststellbar. Das Ergebnis der
histologischen Untersuchung des bei der Operation gewonnenen
AchillessehnenprÃ¤parates lÃ¤sst dazu keine sicheren Feststellungen zu. Der
Oberarzt vom Institut fÃ¼r Pathologie des Krankenhauses S. M. hat am 28. Mai
1998 das PrÃ¤parat dahingehend beurteilt, dass der Befund "gut vereinbar mit
einer traumatischen Ruptur" sei, HÃ¤moridesin-Ablagerungen als mÃ¶glicher
Hinweis auf frÃ¼here Blutungen seien nicht nachweisbar. Die Frage etwaiger
degenerativer VerÃ¤nderungen lassen sich an dem traumatisch geschÃ¤digten
Fasermaterial nicht mit hinreichender Sicherheit abschÃ¤tzen, ein eindeutiger
degenerativer Vorschaden lasse sich damit nicht sicher belegen. Auch hierzu hat Dr.
B. Ã¼berzeugend AusfÃ¼hrungen gemacht. Auch aus den beigezogenen
Krankenunterlagen, die vor dem streitgegenstÃ¤ndlichen Ereignis von
behandelnden Ã�rzten erstellt worden sind, ergeben keine Hinweise auf einen
Vorschaden der Achillessehne.

Nach allem war die Berufung im Wesentlichen zurÃ¼ckzuweisen. Die
Kostenentscheidung entspricht dem Ausgang des Rechtsstreits und beruht auf Â§
193 SGG.

Die Revision war nicht zuzulassen, weil die Voraussetzungen dafÃ¼r nach Â§ 160
Abs. 2 Nr. 1 oder Nr. 2 SGG nicht erfÃ¼llt sind. Die Rechtssache hat keine
grundsÃ¤tzliche Bedeutung, es wird auch nicht von der Entscheidung der im Gesetz
genannten Ã¼bergeordneten Gerichte abgewichen.

Erstellt am: 20.08.2003

Zuletzt verändert am: 22.12.2024
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